
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
gem. § 9 BauGB i.V.m. §§ 1-23 BauNVO 

1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

WA = Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 sind nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung  

1.2.1 Grund- und Geschossflächen 

Für die einzuhaltenden Grund- und Geschossflächen ist der Eintrag in der Nutzungs-
schablone maßgebend. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird bestimmt, dass die zulässige Grundfläche 
durch die Grundflächen von Terrassen, Tiefgaragen, Garagen und Stellplätzen mit 
Ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO in allen Baufeldern 
bis zu einer Grundflächenzahl von max. 0,6 überschritten werden darf. 

1.2.2 Trauf- und Firsthöhen 

Die in der Planzeichnung (Nutzungsschablone) festgesetzten maximalen Traufhöhen 
werden definiert als das Maß zwischen dem Schnittpunkt der Außenwand mit der 
Oberkante der Dachhaut und dem natürlichen Gelände, zu messen am geländemäßig 
höchstgelegenen Schnittpunkt zwischen Gelände und Außenwand. Die max. 
Traufhöhe darf durch Zwerchhäuser auch überschritten werden.  

Die in der Planzeichnung (Nutzungsschablone) festgesetzten maximalen Firsthöhen 
beziehen sich ebenfalls auf das natürliche Gelände, zu messen am geländemäßig 
höchstgelegenen Schnittpunkt zwischen Gelände und Außenwand. 

2 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22, 23 BauNVO 

Die Bauweise ist als offene Bauweise festgesetzt. Sie bezieht sich auf die ober-
irdischen Anlagen. Tiefgaragen sind von der Bauweise nicht betroffen. 

3 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Zufahrten, Zuwegungen und sonstige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
sowie Kinderspieleinrichtungen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig. 

Stellplätze sind ausschließlich: 

 in Form von nicht überdachten Stellplätzen innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen  

 oder als Tiefgaragen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie 
der in der Planzeichnung als Flächen für Tiefgaragen ausgewiesenen Bereiche 

zulässig. 

Garagengeschosse unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgaragen) sind nicht auf die 
zulässige Grundfläche anzurechnen. Die Decken von Tiefgaragen sind, soweit sie nicht 
als Terrasse, Stellplätz, Zufahrt und dergleichen genutzt werden, zu begrünen. 

4 Festsetzungen über das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen  (§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

4.1 Begrünung der Baugrundstücke 

Auf dem Baugrundstück sind mindestens 3 Laubbäume als Hochstamm gemäß 
Pflanzenliste „Bäume“ zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind 
zu ersetzen. Die Pflanzung hat spätestens im auf die Bezugsfertigkeit des Gebäudes 
nachfolgenden Jahr zu erfolgen. 

4.2 Gebietseingrünung im Süden 

Auf dem 3 m breiten Streifen ist eine einreihige Hecke mit standortgerechten Gehölzen 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind gleichartig zu 
ersetzen. Pflanzenauswahl und -qualität siehe Pflanzenliste „Sträucher“ im Anhang. 

Die gehölzfreien Flächen sind als Gräser- / Kräutersaum über natürliche Sukzession zu 
entwickeln. Sie sind ca. alle 2 bis 3 Jahre zu mähen. 

Zur südlichen Grundstücksgrenze ist mit der Pflanzung ein Abstand von mindestens 2 
m einzuhalten. 

Hinweis ohne Festsetzungscharakter: Bauliche Anlagen sind innerhalb des Pflanz-
streifens nicht zulässig. 

5 Wasserrechtliche Festsetzungen: Übernahme von auf Landesrecht beruhenden 
Festsetzungen in den Bebauungsplan  (§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 51 Abs. 4 LWG)

Das auf den Grundstücken anfallende unverschmutzte Oberflächenwasser ein-
schließlich des Dachflächenwassers ist auf den Grundstücken zurückzuhalten und 
breitflächig über die belebte Bodenzone zu versickern. 

Falls eine Versickerung nicht möglich ist, hat der Bauherr Sorge zu tragen, dass auf 
dem Grundstück je 100 Quadratmeter zusätzlich versiegelter Fläche ein Rückhalte-
volumen von mindestens 3 – 5 Kubikmetern geschaffen wird. 

Grundsätzlich ist eine Gefährdung der jeweiligen Unterliegergrundstücke durch die 
Rückhaltemaßnahme auszuschließen. 

Der Nachweis über das Rückhaltesystem und das entsprechende Rückhaltevolumen 
ist im Entwässerungsantrag zu erbringen. 

Niederschlagswässer aus besonderer Flächennutzung mit erhöhten Anteilen an 
gelösten oder wassergefährdenden Stoffen sind der zentralen Abwasser-
reinigungsanlage zuzuführen. 

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung baulicher Anlagen und die Herstellung 
notwendiger Stellplätze. Übernahme in den Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 4 BauGB 
in Verbindung mit § 88 LBauO Rheinland-Pfalz 

6 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

Zulässig sind die in der Nutzungsschablone der Planzeichnung festgesetzten 
Dachformen und –neigungen. 

Die angegebenen Dachneigungen gelten nicht für untergeordnete Nebenanlagen i.S. 
des § 14 BauNVO. 

Geneigte Dächer müssen auf beiden Seiten der Firstlinie die gleiche Dachneigung 
aufweisen. 

Die Dächer sind, sofern es sich nicht um begrünte Dächer handelt, mit nicht 
glänzenden, kleinteiligen Ziegeln oder Materialien, die in ihrem Erscheinungsbild 
Ziegeln gleichkommen, einzudecken. Für die Dacheindeckung sind nur rote bis 
rotbraune Farbtöne zulässig. Für Dachgauben sind auch Blecheindeckungen zulässig. 
Solaranlagen sind im Dachbereich ebenso zulässig. 

Die Breite von Dachgauben darf einzeln nicht mehr als 2,5 m und in der Summe nicht 
mehr als 2/3 der zugehörigen Trauflänge betragen. Die Breite von Zwerchhäusern darf 
einzeln max. 4,0 m und in der Summe max. 1/3 der zugehörigen Fassadenbreite 
betragen. 

Die Breite von Dacheinschnitten darf einzeln max. 4,0 m, in der Summe jedoch max. 
1/3 der zugehörigen Trauflänge betragen. 

Zur Fassadengestaltung sind nur nicht glänzende oder reflektierende Materialien und 
Farben zulässig. 

Parabolantennen sind farblich an ihre Hintergrundfläche anzupassen. 

7 Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke  
(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen bebauter Grundstücke sind landschafts-
gärtnerisch zu gestalten. Mindestens 20% der nicht überbauten Flächen sind dauerhaft 
als Gehölzfläche anzulegen. Hierzu sind standortgerechte Gehölze (Pflanzdichte: 1,5 x 
1,5 m bzw. 1 Pflanze auf 2 m²) gem. Pflanzenliste „Sträucher“ fachgerecht zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Pflanzung hat 
spätestens im auf die Bezugsfertigkeit des Gebäudes nachfolgenden Jahr zu erfolgen. 

Zur Befestigung von Zufahrten, Stellplätzen und Hofflächen sind nur versickerungs-
fähige Materialien (z.B. offenfugiges Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene 
Decken, Schotterrasen etc.) zulässig. Der Abflussbeiwert darf höchstens 0,6 betragen.

8 Einfriedungen, Abgrenzungen und deren Gestaltung 
(§88 Abs.1 Nr.3 LBauO) 

Als Einfriedungen der Grundstücke sind straßenseitig Hecken und Zäune sowie 
Mauern mit aufgesetzten Zäunen bis zu einer Höhe von max. 1,5m zulässig. 

9 Sonstige bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§88 Abs.1 Nr.1 und Nr.3 LBauO) 

Müllbehälter müssen straßenseitig ins Gebäude integriert werden oder so unter-
gebracht sein, dass sie vom öffentlichen Straßenraum aus nicht eingesehen werden 
können. 

C. HINWEISE OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER  

Generaldirektion Kulturelles Erbe - Direktion Landesarchäologie 

In unserer Fundstellenkartierung sind im unmittelbaren Bereich der o. g. Maßnahme 
keine archäologischen Fundstellen verzeichnet. 

Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen 
prähistorischen Denkmale bekannt; daher ist die Zustimmung der Direktion 
Landesarchäologie- Speyer an die Übernahme folgender Punkte gebunden: 

1. Bei der Vergabe der Erdarbeiten, in erster Linie für die Erschließungsmaßnahmen 
hat der Bauträger/Bauherr die ausführenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, uns 
zu gegebener Zeit rechtzeitig den Beginn der Arbeiten anzuzeigen, damit wir diese, 
sofern notwendig, überwachen können. 

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des 
Denkmalschutz- und Pflegegesetzes vom 23.3.1978 (GVBI. 1978, Nr. 10, Seite 159 ff) 
hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu 
melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände 
sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherrn jedoch nicht von der Meldepflicht und 
Haftung gegenüber der Direktion Landesarchäologie- Speyer. 

4. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der 
archäologischen Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir 
unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig 
den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend 
durchführen können. 

5. Die Punkte 1 - 4 sind in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 

Pfalzwerke Netz AG 

Schutz von Leitungen I Koordination von Erschließungs- und Baumaßnahmen 

Im Plangebiet befindet sich eine unterirdische 0,4-kV Stromversorgungsleitung, die in 
der Planzeichnung informatorisch nicht ausgewiesen ist. Die tatsächliche Lage dieser 
Leitung ergibt sich allein aus der Örtlichkeit. 

Im Zusammenhang mit den Erschließungs- und Baumaßnahmen muss diese Leitung 
geändert werden, dies ist frühzeitig mit dem Leitungsbetreiber abzustimmen. 

Der Träger der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer Energie ist für Planung 
und Bau zur Erweiterung/Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes frühzeitig über 
den Beginn und Ablauf der Erschließungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten. 

 

Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich 
unterirdischer Versorgungsleitungen sind die Abstandsvorgaben der geltenden 
technischen Regelwerke (z.B. "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 
und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen 
(FGSV), Ausgabe 1989) zu beachten. Bei Nichteinhaltung der dort angegeben 
Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen 
Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von 
Trennwänden) zu treffen. 

D. ANHANG PFLANZENLISTE 

Bäume 

Pflanzqualität: Hochstamm mit Ballen, Stammumfang 18-20 cm 

Arten: Acer platanoides (Spitzahorn schmalkronige Sorte) 

Sträucher 

Pflanzqualität: Strauch im Container, Höhe 100-150 cm 

Arten: Cornus mas (Kornelkirsche), Cornus sanguinea (Hartriegel), Corylus avellana 
(Haselnuss), Carpinus betulus (Hainbuche), Forsythia intermedia (Forsythie), Ribes 
alpinum (Alpen-Johannisbeere), Rosa canina (Hundsrose), Rosa rubiginosa (Weinro-
se), Rosa spinosissima (Bibernellrose) 


